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Geleitwort V

Geleitwort 

Um ihren Treibhausgasemissionsreduktionsverpflichtungen aus dem Kyoto Protokoll 
nachzukommen, erließ die Europäische Union im Oktober 2003 die europäische Emissi-
onshandelsrichtlinie. Sie ist Gegenstand der vorliegenden Arbeit von Katja Zwingmann. 
Die Richtlinie implementiert einen Emissionshandel auf Unternehmensebene für CO2-
Emissionen durch energieintensive Industrien in der EU 25. Damit sollen die Treibhaus-
gasemissionen kosteneffizient vermindert werden. 

Die Primärallokation der Zertifikate ist eines der wichtigsten Elemente des Emissions-
handels. Denn die gewählte Allokationsform legt fest, ob das System später funktionsfä-
hig und effizient ist, ob ausreichend Nachfrage generiert wird und wie hoch die Gesamt-
kosten der Zielerreichung sein werden. Frau Zwingmann weist nach, dass durch die Aus-
gestaltung der Primärallokation der Zertifikate nicht nur verteilungspolitische Aspekte, 
sondern auch Effizienzfragen aufgeworfen werden. Eine effiziente Anfangsverteilung 
trägt dazu bei, die Transaktionskosten des späteren Handels niedrig zu halten und hat zu-
dem Auswirkungen auf das Investitionsverhalten in Vermeidungstechnologien sowie auf 
strategisches Verhalten der beteiligten Handelsakteure. Nur eine effiziente Primäralloka-
tion kann einen funktionierenden Handel generieren. 

Für eine effiziente Allokation ist somit auch die Wahl des Allokationsverfahrens ent-
scheidend. Frau Zwingmann hat im Rahmen ihrer Dissertation bei den unentgeltlichen 
Vergabeformen das Grandfathering, das Benchmarking und das Updating, bei den Aukti-
onsformen, die Holländische, die Englische, die Vickrey und die Höchstpreisauktion 
sowie verschiedene Mischformen dahin gehend untersucht, ob sie ein effizientes Alloka-
tionsergebnis generieren. 

Die ökonomische Analyse der verschiedenen Allokationsformen führt zu dem Ergebnis, 
dass einzig eine Auktion der Zertifikate ein effizientes Ergebnis generiert. Alle unentgelt-
lichen Vergabeformen fördern dagegen ein wirtschaftspolitisch unerwünschtes strategi-
sches Verhalten der Akteure hinsichtlich der Produktionskapazitäten, des Emissionsum-
fangs und der Kraftwerksstruktur. Zudem sind alle unentgeltlichen Vergabeverfahren 
sehr kosten- und zeitaufwendig, insbesondere hinsichtlich des Datentransfers für die 
zuständige öffentliche Verwaltung. Im Rahmen der Auktionierung von Zertifikaten bietet 
sich ein Auktionsverfahren an, das am wenigsten anfällig für Bieterkartelle ist. Die 
ökonomische Analyse der vier Standardauktionsformen führte zu dem Ergebnis, dass 
diese Zielsetzung bei der Holländischen Auktion am ehesten erreicht wird.  



  Geleitwort VI

Auf dieser ökonomischen Grundlage geht Frau Zwingmann der Frage nach, ob das in der 
europäischen EH-RL bzw. in Deutschland gewählte Allokationsverfahren ökonomisch 
effizient und rechtlich unbedenklich ist. Sie gelangt zu dem Ergebnis, dass die Primäral-
lokation auf EU Ebene aus ökonomischer Perspektive unbefriedigend bleibt. Ein reines 
Auktionverfahren wäre die effiziente Lösung, es scheitert jedoch an den Widerständen 
der Industrie. Um diese zu überwinden ist aus ihrer Sicht eine Mischform aus Grand-
fathering und Auktion die zweitbeste Lösung. In der jetzigen Ausgestaltung ist der Anteil 
der zu versteigernden Zertifikate jedoch zu gering, so dass sich die Vorteile der Auktion 
nicht entfalten können. Frau Zwingmann empfiehlt eine erhebliche Steigerung des ge-
meinschaftsrechtlich vorgegebenen auktionierten Mindestanteils, welcher nicht der Ver-
fügung durch die Mitgliedstaaten unterliegt. Darüber hinaus sollte die Allokation im Rah-
men einer EU-weiten Auktion stattfinden. Nach Auffassung von Frau Zwingmann führt 
die Primärallokation in Deutschland wegen der vielen Sonderegeln zu Verzerrungen des 
Marktes, zu einer Überausstattung an Zertifikaten und insgesamt zu grob ineffizienten 
Ergebnissen. Diese Einschätzung hat sich mittlerweile weitgehend bestätigt, wie der Ver-
fall des Zertifikatpreises im April/Mai 2006 nach Veröffentlichung der ersten Emissions-
berichte belegt. 

Im Kontext der aktuellen Diskussionen um die Ausgestaltung des NAP II liefert die 
vorgelegte Arbeit von Frau Zwingmann einen wertvollen Beitrag. Sie wendet sich an 
Dozenten und Studenten der Wirtschafts- und der Rechtswissenschaften mit den Schwer-
punkten ökonomische Analyse des Rechts, Umweltökonomie, Energie- und Umweltma-
nagement sowie an Fach- und Führungskräfte in privaten und öffentlichen Organisatio-
nen.

Prof. Dr. Hans-Bernd Schäfer 



Vorwort VII

Vorwort 

Seit Januar 2005 ist die RL 2003/87/EG in Kraft, welche ein Handelssystem mit Emissi-
onszertifikaten für energieintensive Industrien auf europäischer Ebene implementiert. In 
der vorliegenden Arbeit wird diese so genannte Emissionshandels-Richtlinie einer öko-
nomischen Analyse unterzogen unter besonderer Berücksichtigung der Primärallokation 
von Zertifikaten. Die Ausgestaltung der Primärallokation wirft nicht nur verteilungspoli-
tische Aspekte, wie oft in der umweltökonomischen Theorie konstatiert, sondern auch 
Effizienzfragen auf. Nur eine effiziente Primärallokation kann einen funktionierenden 
Handel generieren und die Gesamtkosten der Zielerreichung möglichst gering halten. Als 
Allokationsformen bieten sich unterschiedliche kostenlose Vergabeverfahren, die Ver-
steigerung der Rechte nach verschiedenen Auktionsformen oder die Einführung eines 
Mischsystems an. Diese werden auf ihre ökonomischen Auswirkungen im Sinne der 
ökonomischen Analyse des Rechts untersucht. Dabei wird der Frage nachgegangen, ob 
das europäische Allokationsverfahren bzw. die deutsche nationale Umsetzung ökono-
misch effizient ist. Die Analyse kommt zu dem Schluss, dass einzig eine Auktion der 
Zertifikate ein effizientes Ergebnis generiert. Bei der jetzigen Zusammensetzung der 
Teilnehmer empfiehlt sich ein holländisches Auktionsverfahren. 

Die vorliegende Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als wissenschaftliche Mitar-
beiterin am Institut für Recht und Ökonomik der Universität Hamburg und wurde im 
April 2006 von der Fakultät Wirtschafts- und Sozialwissenschaften als Dissertation an-
genommen. Die Literaturangaben befinden sich auf diesem Stand, d.h. die Diskussion um 
die Ausgestaltung des NAP II fand keine Berücksichtigung mehr. Das Promotions-
verfahren fand am 26. Oktober 2006 mit der Disputation seinen Abschluss.  

Das Verfassen dieser Arbeit war für mich eine Herausforderung. Ich habe viel dabei 
gelernt und musste so manche mühsame Phase durchstehen. Auf diesem Weg haben mich 
viele begleitet. Ich nutze dieses Vorwort, um mich für die vielfältige Unterstützung zu 
bedanken, ohne die diese Arbeit nicht zustande gekommen wäre. 

Mein Doktorvater, Herr Prof. Dr. Hans-Bernd Schäfer hat mir alle Freiheiten bei der 
Auswahl des Themas und bei dessen Fortentwicklung gelassen. Er hat mich stets mit 
wertvollen Anregungen unterstützt und in allen Phasen motiviert sowie sich unermüdlich 
für mich eingesetzt. Herr Prof. Dr. Wolfgang Maennig hat äußerst zügig das Zweitgut-
achten erstellt. Herr Prof. Dr. Thomas Straubhaar hat mir möglichst schnell einen Prü-
fungstermin für die Disputation ermöglicht. 



  Vorwort VIII

Meine Eltern, Freunde und Kollegen haben mich stets mit Rat und Tat unterstützt und 
waren geduldige Zuhörer, nicht nur in fachlicher Hinsicht. Insbesondere mein Freund Jan 
musste mich in allen Gemütszuständen ertragen, hat mir über so manches Tief hinwegge-
holfen und mich immer wieder neu motiviert. Mein Vater und meine Kollegin und 
Freundin Katharina Greszczuk haben das Manuskript kritisch durchgesehen und wichtige 
Ratschläge gegeben. Sina Imhof hat die juristischen Teile der Arbeit überprüft. 

Vertreter der Politik und Wissenschaft verschiedener Institutionen (HWWA, Wuppertal 
Institut, BMU, UBA etc.) haben mich gerne mit Informationsmaterial versorgt und 
standen immer bereitwillig für eine fachliche Diskussion zur Verfügung. 

Allen Genannten danke ich ganz herzlich. 

Mehr als nur Dankbarkeit schulde ich meinen Eltern und Großeltern. Ihnen ist diese 
Arbeit gewidmet. 

Katja Zwingmann
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Einführung 1

I. Einleitung

1 Einführung

Der Treibhauseffekt ist ein natürliches Phänomen und das Weltklima sowie die Erd-
temperatur unterliegen natürlichen Schwankungen. Seit Ende der 60er Jahre beobach-
ten Klimaforscher jedoch, dass sich die Erdtemperatur unnatürlich erhöht. Heute ist 
sich die Mehrheit der Klimaforscher einig, dass die steigende Konzentration der 
Treibhausgase in der Erdatmosphäre und der daraus resultierende Anstieg der Erdtem-
peratur weit über diese natürlich auftretenden Schwankungen hinausgeht und zu 
irreversiblen Klimaveränderungen führt.1 Die Erwärmung der Erdatmosphäre durch 
anthropogene Emissionen von Treibhausgasen steht seit mehr als 20 Jahren im Mittel-
punkt des umweltpolitischen Interesses. Aufgrund der Tatsache, dass die Kohlenstoff-
dioxid (CO2)-Emissionen mit mehr als 50 % den höchsten Anteil am zusätzlichen 
Treibhauseffekt besitzen, zeichnet sich bereits seit Beginn der neunziger Jahre ein 
breiter internationaler Konsens darüber ab, dass vor allem eine weltweite Reduzierung 
dieser Emissionen notwendig ist, da diese den mit über 50 %, höchsten Anteil, um der 
Klimaveränderung entgegenzuwirken2

Treibhausgase sind Globalschadstoffe, die sich nach der Emission gleichmäßig in der 
Atmosphäre verteilen. Der Standort der Quelle ist für die Immissionswerte unerheb-
lich, entscheidend ist lediglich die Gesamtkonzentration der Emissionen in der Atmo-
sphäre. Somit ist die Klimaproblematik kein nationales, sondern ein globales Problem, 
das auch global gelöst werden muss.3 Klimaschutz ist nur wirkungsvoll, wenn viele 
Staaten ihren Beitrag hierzu leisten, da ein einzelnes Land nur marginalen Einfluss auf 
das Weltklima besitzt.4 Zudem weisen nicht-koordinierte, nationale Maßnahmen in 
einzelnen Staaten das Problem auf, dass sie Unterschiede in den Energiepreisen ver-
stärken und zu Verzerrungen im internationalen Handel führen können.5 Eine Lösung 
des Klimaproblems setzt somit internationale Vereinbarungen und Kooperation vor-

1  IPCC (1995), S. 3 ff; IPCC (2001a), S. 8 ff; Europäische Kommission Press Releases(2002), S.1. 
In dieser Arbeit dient der Wissensstand der Klimaforschung als Basis, der auch den internationalen politi-
schen Verhandlungen in der Klimapolitik zugrunde gelegt wurde. Der Autorin ist bewusst, dass es Meinun-
gen von Minderheiten gibt, die die Existenz des anthropogen Treibhauseffektes und des Klimawandels an-
zweifeln.

2  Heister, J. / Michaelis, P. et al (1991), S. 1 ff; Beerbaum, S. / Fichtner, W. (2002), S. 219 f. 
3  UNEP (1999a), Blatt 29, S. 59; Beerbaum, S. / Fichtner, W. (2002), S. 220; Fritsch, M. / Wein, T. / Ewers, H. 

J. (1999), S. 155. 
4  Böhringer, C. / Vogt, C. (2000), S. 3; Cansier, D. (1991), S. 8 f.; Crutzen, P. J. (1996a), S. 153; Lafeld, S. 

(2003), S. 1. 
5   Bader, P. (2000), S. 333; Shirvani, F. (2005), S. 169. 
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aus. Mit der Klimarahmenkonvention aus dem Jahr 1992 und dem darauf aufbauenden 
Kyoto-Protokoll wurden erstmals internationale Abkommen geschlossen, um den 
Folgen des Klimawandels zu begegnen. Da im Fall von CO2 keine Belastungsschwer-
punkte auftreten, ist eine räumliche Abgrenzung von Emissionsgebieten auch unter 
ökologischen Gesichtspunkten nicht notwendig. Es ist nur eine Reduktion des globalen 
CO2-Ausstoßes von Bedeutung.  

Zur Senkung der Treibhausgasemissionen bieten sich verschiedene umweltökonomi-
sche Instrumente an: Auflagen, Ge- und Verbote, Steuern/Abgaben, freiwillige Selbst-
verpflichtungen sowie ein Handel mit Umweltzertifikaten. Auf einen Vergleich der 
verschiedenen Instrumente wird im Rahmen dieser Arbeit verzichtet und auf die 
einschlägige Literatur zu diesem Thema verwiesen.6 Die Autorin stimmt der in der 
umweltökonomischen Literatur vorherrschenden Meinung zu, dass der Zertifikathan-
del in vielerlei Hinsicht das überlegene Umweltinstrument ist. Der Handel mit Um-
weltzertifikaten hat die Vorteile, dass er sowohl ökonomische Effektivität als auch 
ökologische Treffsicherheit bietet. Demnach wird mit Hilfe des Zertifikathandels ein 
vorgegebenes Emissionsziel zu minimalen, oder zumindest geringeren Kosten als mit 
Hilfe eines anderen Ansatzes erreicht.7

Seit mehr als 30 Jahren hält die Diskussion über Umweltzertifikate in Deutschland an.8

Die Öffentlichkeit, Verwaltung und Unternehmen lehnten dieses innovative Instru-
ment bisher ab. Als Gründe wurden eine moralische Verwerflichkeit der Vermarktung 
der Umweltverschmutzung, entstehende Kosten sowie eine praktische und politische 
Nichtdurchsetzbarkeit angeführt.9 Somit blieb die umweltpolitische Auswirkung dieser 
Diskussion sehr gering und das umweltpolitische Instrument des Zertifikathandels ein 
in Europa nur selten angewandtes Instrument10. Lange Zeit sah es so aus, als bliebe die 

6  Bonus, H. (1981, S. 66; 1990, S. 344 ff); Siebert, H. (1976), S. 119; Endres, A. / Rehbinder, E. / Schwarze, 
R. (1994) ; Cansier, D.(1991; 1998, S. 97 ff); Kemper, M. (1993), S. 33 – 266; Fritsch, M. / Wein, T. / Ewers, 
H. J. (1999), S. 117 ff; Altmann, J. (1997), S. 122; Wicke, L. (1993), S. 23 ff; Hansmeyer, K.-H. (1993), S. 
64 ff; Rahmeyer, F. (1999), S. 21 ff; Feess, E. (2000), S. 501 ff; Klaasen, G. (1996), S. 11 ff; Dorn, R. 
(1996), S. 25 ff. 

7  Harrison, D. / Radov, D. (2002), S. 5, Endres, A. (2004a), Wackerbauer, J. (2003), S. 29; Bode, S. / Butzen-
geiger, S. (2003), S. 287; Kier, G. / Bals, C. (2003), S. 11. 

8  Bonus, H. (1984, 1992); Endres, A. (2000); Endres, A. / Rehbinder, E. / Schwarze, R. (1994); Stavins, R. N. 
(2003), S. 6 ff. 

9  Vgl. Cansier, D. (1998), S. 97; Kemper, M. (1993), S.238; Kloepfer, M. (2004), § 5 Rn. 288; Endres, 
A.(1994), S. 12 ff; Gawel, E. (1998), S. 133 ff. 

 Selbst in den USA, wo es zahlreiche verschiedene Zertifikathandelssysteme gab und gibt, hat dieser marktba-
sierte Ansatz noch lange nicht die konventionelle Command-and-Controll Politik abgelöst. 

10  In der EU gab es Versuchsprojekte eines nationalen Handels mit Emissionszertifikaten in Dänemark, in den 
Niederlanden und in Großbritannien. Vgl. hierzu Kap. III 2.1. 
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Idee, Emissionsminderungen über einen Marktmechanismus auf internationaler Ebene 
zu steuern, nur eine Vision einiger Umweltökonomen und lediglich für die ökonomi-
sche Theorie von Bedeutung. Die gegenwärtigen Emissionstrends haben jedoch ge-
zeigt, dass die Klimaprobleme mit der bisherigen auflagengeprägten Politik nicht 
gelöst und die Vereinbarungen zur Emissionsreduktion aus dem Kyoto-Protokoll (KP) 
nicht erreicht werden können.11 Zudem stiegen die Vermeidungskosten stetig an.12 Ein 
neues, effektives und effizientes Instrument war von Nöten. Im KP von 1997 wurde 
der Treibhausgasemissionshandel erstmals explizit als ein flexibles Instrument zur 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen festgeschrieben. Das KP ermöglicht den 
internationalen Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten ab dem Jahr 2008.  

Aufbauend auf den Verpflichtungen des KP erließ die Europäische Kommission die 
„Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über ein System für den Han-
del mit Treibhausgasemissionsberechtigungen in der Gemeinschaft und zur Änderung 
der Richtlinie 96/61/EG des Rates“ (EH-RL)13 und implementierte damit zum 
01. Januar 2005 ein Handelssystem mit Emissionszertifikaten auf europäischer Ebene. 
Das EU-Handelssystem sieht vor, energieintensive Anlagen mit einer CO2-Emissions-
obergrenze zu versehen, um eine gemeinschaftsweite Reduktion der CO2-Emissionen
um 8 % zu erreichen. Die einzelnen Mitgliedstaaten haben unterschiedliche Redukti-
onsziele für ihr Land zugesagt. Somit unterscheiden sich in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft die CO2-Mengen, die emittiert werden dürfen. Die Mitgliedstaaten 
definieren für die ihnen zugestandenen CO2-Emissionsmengen die Anzahl an CO2-
Zertifikaten, die sie insgesamt zuteilen wollen. Gleichzeitig legen sie fest, wie sie 
diese Zertifikate auf die Anlagen verteilen wollen. Jeder Anlage, die von der RL 
umfasst ist, wird somit ein bestimmtes Emissionskontingent zugeteilt, welches in 
Zertifikaten verbrieft ist. Über dieses Kontingent hinausgehende CO2-Emissionen
müssen durch den Zukauf von CO2-Zertifikaten kompensiert werden. CO2-Zertifikate,
die aufgrund von Investitionen in emissionsärmere Technologien nicht mehr benötigt 
werden, können am Zertifikatmarkt an jede Person veräußert werden. Somit entsteht 
ein freier Handel mit Emissionszertifikaten. Ein Handel mit Emissionszertifikaten 
stellt somit die rechtliche Umsetzung eines umweltökonomischen Modells dar. Die 
Zertifikatlösung verspricht gegenüber den klassischen ordnungsrechtlichen Instrumen-
ten den Vorteil einer kosteneffizienten Reduktionszielerreichung. Der Emissionshan-

11  Michaelowa, A. / Butzengeiger, S. (2003), S. 33; Bode, S. / Butzengeiger, S. (2003), S. 287. 
12  Stavins, R. N. (2003), S. 16. 
13  RL 203/87/EG in: ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32 – 46. 
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del bedeutet für einige Industriezweige einen Paradigmenwechsel. Für die betroffenen 
Unternehmen ergibt sich aufgrund der Neuartigkeit des umweltpolitischen Instrumen-
tes und der anstehenden Investitionen in emissionsmindernde Techniken ein erhebli-
ches Maß an Rechtsunsicherheit. 

Die aktuellen Diskussionen zwischen Politikern, Vertretern der Industrie, Umweltver-
bänden und Wissenschaftlern über diese EH-RL konzentrieren sich auf die praktische 
Umsetzung und Implementierung des Zertifikathandels in die bestehende Umweltpoli-
tik. Die bisherigen wissenschaftlichen Diskussionen auf europäischer Ebene beschäf-
tigten sich primär mit der Analyse von Zertifikaten in einem theoretischen Bezugs-
rahmen, d. h. die Wirkungen eines Emissionshandels wurden auf einer theoretisch-
abstrakten Ebene erforscht.14 In der amerikanischen Forschung, der sowohl die Idee 
des Zertifikathandels für Treibhausgasemissionsberechtigungen als auch die interdis-
ziplinäre Wissenschaft der ökonomischen Analyse des Rechts entstammt, lag das 
Hauptaugenmerk auf den verschiedenen Handelssystemen innerhalb der USA.15

In der vorliegenden Arbeit erfolgt eine ökonomische Analyse der EH-RL über ein 
System für den Handel mit Treibhausgasemissionsberechtigungen. Diese Analyse 
erfolgt unter besonderer Berücksichtigung der primären Allokation von Zertifikaten. 
Die Primärallokation von Emissionsberechtigungen, d. h. die Zuordnung der Emissi-
onsrechte auf die Teilnehmer des Handelssystems, ist eines der wichtigsten Elemente 
eines funktionierenden Handelssystems. Die Anfangsausstattung der Emittenten mit 
Zertifikaten ist die „Achillesferse“ des Emissionshandels.16 Die gewählte Allokations-
form legt fest, ob das System später funktionsfähig und effizient ist, ob ausreichend 
Nachfrage generiert wird und wie hoch die Gesamtkosten der Zielerreichung sein 
werden.17

Bei der Primärallokation von Zertifikaten sind die Zuteilungskriterien von immenser 
Bedeutung. Sie legen fest, welche Gesamtanzahl an Berechtigungen in welcher Weise 
auf die Betreiber der Anlagen der unterschiedlichen Sektoren verteilt wird. Dabei 
müssen zum einen prospektive Gesichtspunkte, wie Anlagenstilllegungen und Neu- 
bzw. Ersatzbauten, berücksichtigt werden. Zum anderen muss eine Lösung für Unter-

14  Vgl. Bonus, H. (1977), S. 248 ff., (1981), S. 54 ff., (1990), S. 343 ff.; Cansier, D. (1991), S. 63 ff; Heister, J. 
/ Michaelis, P. et al. (1991), Endres, A. (2000).  

15  Vgl. Stavins, R. N. (2003); Harrison, D. / Radov, D. (2002); Tietenberg, T. H. (1998) u. v. a. 
16  Michaelowa, A. (2004), S. 325. 
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nehmen gefunden werden, die bereits in Technologien zur CO2-Verminderung inves-
tiert haben. Des Weiteren muss die Primärallokation mit der geltenden nationalen 
Klimapolitik vereinbar sein. In Deutschland könnte es zu Überschneidungen mit der 
Ökosteuer, mit dem Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz (KWKG)18 oder dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG)19 kommen. Die Einführung des Emissionshandels darf 
nicht zu Doppelbelastungen für einzelne Emittenten führen. Jedoch dürfen Ausnahmen 
für gewisse Unternehmen von den bereits bestehenden umweltpolitischen Instrumen-
ten nicht gegen beihilferechtliche Aspekte verstoßen. Denn Steuervergünstigungen 
oder Subventionen für Unternehmen, die am Emissionshandel teilnehmen müssen, 
können zu Wettbewerbsverzerrungen auf nationaler Ebene zwischen den Sektoren 
führen. Wettbewerbsverzerrungen können auch auf internationaler Ebene auftreten. 
Unterschiedliche nationale Allokationspläne können den Markt verzerren, da gleiche 
Sektoren in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich belastet werden. Ebenso 
darf es nicht zu einer Schwächung der am Emissionshandel teilnehmen Anlagen im 
Wettbewerb mit andern Anlagen kommen. Darüber hinaus können gravierende Prob-
leme bei der Festlegung der Allokationsmechanismen entstehen, weil verschiedene 
politische sowie branchen- und regionenspezifische Interessen versuchen werden, sich 
durchzusetzen. Lobbyismus kann je nach Art der Primärallokation zu Zugeständnissen 
in Form von Sonderzuteilungen führen. 

Der Gesetzgeber muss zudem festlegen, ob die Primärallokation zu Einnahmen der 
zuständigen Institution führen soll, ob strategisches Verhalten ermöglicht oder eine 
Offenbarung der wahren Präferenzen gefördert werden soll und schließlich, ob die 
Primärallokation zentral oder dezentral (d. h. über den Markt) erfolgen soll.20

Die konkrete Ausgestaltung der Anfangsallokation der Zertifikate sowie die Lösung 
der eben aufgezeigten Probleme überlässt die EH-RL, gemäß Subsidiaritätsprinzip, 
den Mitgliedstaaten. Dadurch ist es den Mitgliedstaaten möglich, nationale Besonder-
heiten zu berücksichtigen. Jeder Mitgliedstaat musste bis März 2004 einen nationalen 
Allokationsplan (NAP) bei der Europäischen Kommission einreichen, der die Zutei-
lungskriterien des Landes definiert. Die Zuteilung der Zertifikate muss bestimmte EU-
weit geltende Kriterien gem. Anhang III der RL erfüllen. Bezüglich der Vergabeform 
hat sich die Europäische Kommission für eine kostenlose Zuteilung von mindestens 

18  BGBl. Teil 1, Nr. 22 vom 17. Mai 2000, G 5702, S. 703 f; sowie BGBl. Teil I, Nr. 19 vom 19. März 2002, S. 
1092 ff. 

19  BGBl I 2000, S. 305 ff. 
20  Lyon, R.M. (1986), S. 129 f. 
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95 % der Zertifikate in der ersten Handelsperiode und 90 % in der zweiten Handelspe-
riode ab 2008 entschieden. Die verbleibenden 5 % bzw. 10 % der Berechtigungen 
können versteigert werden. Dies war jedoch ein langwieriger Prozess. Es gab mehrere 
Vorschläge, die von der absolut kostenlosen Zuteilung bis zu einer Versteigerung von 
mindestens 15 % der Zertifikate reichten. 

Die vorliegende Arbeit gibt einen vollständigen Überblick über die verschiedenen 
möglichen Vergabeformen von Zertifikaten. Es besteht die Möglichkeit, die Zertifikate 
unentgeltlich nach einer bestimmten Formel zu vergeben, die Rechte nach verschiede-
nen Auktionsformen zu versteigern oder ein Mischsystem einzuführen. Der lang 
andauernde Diskussionsprozess über die verschiedenen Allokationsformen, die Wahl 
einer Mischform, die Tendenz, einen immer größeren Anteil an Zertifikaten zu ver-
steigern und die Tatsache, dass man sich nicht auf eine Vergabeform nach 2012 festle-
gen wollte, zeigen, wie komplex dieser Sachverhalt ist und dass die Diskussion noch 
nicht abgeschlossen ist. Ausgewählte Formen der Primärallokation von Zertifikaten 
werden nach ihrer Erläuterung einer ökonomisch-rechtlichen Bewertung unterzogen. 
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2 Gang der Untersuchung

Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich sowohl aus ökonomischer als auch 
rechtswissenschaftlicher Perspektive mit der primären Allokation von Zertifikaten im 
Rahmen des europäischen Emissionshandels. 

Sie beginnt mit einem Überblick über die klimatologischen und umweltpolitischen 
Grundlagen (Kapitel II). Der erste Teil beschreibt den Treibhauseffekt und seine 
Ursachen, die daraus resultierende Klimaänderung, sowie den Stand der wissenschaft-
lichen Klimaforschung hierzu. Der zweite Teil beschreibt den bestehenden umwelt-
rechtlichen Rahmen. Dazu gehören die Klimarahmenkonvention als der Grundstein 
internationaler Klimapolitik, das Kyoto-Protokoll (KP) als Basis des europäischen 
Emissionshandels, die RL 96/61/EG über die integrierte Vermeidung und Verminde-
rung der Umweltverschmutzung21, die durch die RL 2003/87/EG geändert wird, und 
die RL 2003/87/EG selbst, die im Zentrum der Untersuchung steht. 

Im Brennpunkt des Kapitels III stehen die Zertifikate. Der erste Teil stellt zunächst die 
historische gedankliche Entwicklung des Modells der Zertifikate dar. Es folgt eine 
Erläuterung der Funktionsweise von Zertifikaten und der Gestaltungsparameter eines 
Handels mit Zertifikaten. Der zweite Teil beschreibt bestehende Systeme für Zertifika-
te in Dänemark, Großbritannien und den USA mit besonderem Augenmerk auf die 
Ergebnisse der unterschiedlichen Primärallokation. Zusammenfassend werden 
Schlussfolgerungen für Gestaltungsparameter für ein neues Handelssystem auf Basis 
der vorgestellten Systeme gezogen. Abschließend wird die Ausgestaltung der Primär-
allokation der Zertifikate im Rahmen der europäischen EH-RL dargestellt und eine 
erste Bewertung der RL vorgenommen. 

Es folgt eine Darlegung der Problemfelder, die bei der Wahl der Allokationsform 
berücksichtigt werden müssen (Kapitels IV, erster Teil) Aus ihnen werden in der Folge 
die Bewertungskriterien der ökonomischen Analyse abgeleitet. Hierzu werden zu-
nächst im zweiten Teil des Kapitels die Grundlagen der ökonomischen Analyse vorge-
stellt: die Entwicklung der Forschungsrichtung „Ökonomische Analyse des Rechts“ 
sowie ihre wichtigsten Annahmen. Die ökonomische Analyse des Rechts soll dazu 
beitragen, dass knappe Ressourcen in ihre bestmögliche Verwendungsform gelenkt 

21  ABl. EG Nr. L 257/26 vom 24.09.1996, S. 1 – 16. 


